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(Übersetzung)

Konvention
über die Verhütung, Verfolgung und Bestrafung von 
Straftaten gegen völkerrechtlich geschützte Personen 

einschließlich Diplomaten

Die Vertragsstaaten dieser Konvention

in Anbetracht der Ziele und Grundsätze der Charta der Ver
einten Nationen betreffend die Wahrung des Weltfriedens und 
die Förderung freundschaftlicher Beziehungen und der Zu
sammenarbeit zwischen den Staaten,

in der Erwägung, daß Straftaten gegen Diplomaten und 
andere völkerrechtlich geschützte Personen, die deren Sicher
heit gefährden, die Aufrechterhaltung normaler, für die Zu
sammenarbeit zwischen den Staaten notwendiger internatio
naler Beziehungen ernstlich bedrohen,

in dem Bewußtsein, daß die Begehung solcher Straftaten 
der Völkergemeinschaft Anlaß zu ernster Besorgnis gibt,

überzeugt, daß es dringend notwendig ist, geeignete und 
wirksame Maßnahmen zur Verhütung, Verfolgung und Be
strafung solcher Straftaten zu ergreifen,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

Im Sinne dieser Konvention

1. bedeutet der Ausdruck „völkerrechtlich geschützte Person“

a) ein Staatsoberhaupt, einschließlich eines jeden Mitglie
des eines Kollegialorgans, das nach der Verfassung des 
betreffenden Staates die Aufgaben eines Staatsober
hauptes wahrnimmt, einen Regierungschef oder einen 
Außenminister, wenn sie sich in einem fremden Staat 
auf halten, sowie die sie begleitenden Familienmitglieder;

b) jeden Vertreter oder jede Amtsperson eines Staates oder 
jeden Beamten oder sonstigen Beauftragten einer zwi
schenstaatlichen Organisation, die zu der Zeit und an 
dem Ort der Begehung der gegen sie, ihre Diensträume, 
ihre Privatwohnung oder ihre Beförderungsmittel ge
richteten Straftat nach dem Völkerrecht Anspruch auf 
besonderen Schutz gegen jeden Angriff auf ihre Person, 
Freiheit oder Würde haben, sowie die mit ihnen im ge
meinsamen Haushalt lebenden Familienmitglieder;

2. bezeichnet der Ausdruck „Verdächtiger“ eine Person, ge
gen die ausreichende tatsächliche Anhaltspunkte den Ver
dacht begründen, daß sie eine oder mehrere der im Arti
kel 2 genannten Straftaten begangen hat oder daran betei
ligt war.

Artikel 2

(1) Die vorsätzliche Begehung

a) einer Tötung, einer Entführung oder eines sonstigen An
griffs auf die Person oder Freiheit einer völkerrechtlich 
geschützten Person;

b) eines gewaltsamen Angriffs auf die Diensträume, die 
Privatwohnung oder die Beförderungsmittel einer völker
rechtlich geschützten Person, der geeignet ist, deren Per
son oder Freiheit zu gefährden;

c) einer Bedrohung mit einem solchen Angriff;

d) eines Versuchs eines solchen Angriffs und

e) einer Teilnahmehandlung an einem solchen Angriff

wird von jedem Vertragsstaat nach innerstaatlichem Recht 
mit Strafe bedroht.

(2) Jeder Vertragsstaat bedroht diese Straftaten mit ange
messenen Strafen, welche die Schwere der Tat berücksichtigen.

(3) Die Absätze 1 und 2 berühren nicht die völkerrechtlichen 
Verpflichtungen der Vertragsstaaten, alle geeigneten Maßnah
men zu treffen, um sonstige Angriffe auf die Person, Freiheit 
oder Würde einer völkerrechtlich geschützten Person zu ver
hindern.

Artikel 3

(1) Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen Maßnahmen, 
um seine Gerichtsbarkeit über die im Artikel 2 genannten 
Straftaten in folgenden Fällen zu begründen:

a) wenn die Straftat im Hoheitsgebiet dieses Staates oder 
an Bord eines in diesem Staat eingetragenen Schiffes 
oder Luftfahrzeugs begangen wird;

b) wenn der Verdächtige Angehöriger dieses Staates ist;

c) wenn die Straftat gegen eine im Artikel 1 bezeichnet^ 
völkerrechtlich geschützte Person begangen wird, die ihre 
Rechtsstellung als solche aufgrund von Aufgaben ge
nießt, die sie für diesen Staat wahmimmt.

(2) Ebenso trifft jeder Vertragsstaat die notwendigen Maß
nahmen, um seine Gerichtsbarkeit über diese Straftaten für 
den Fall zu begründen, daß der Verdächtige sich in seinem 
Hoheitsgebiet befindet und er ihn nicht nach Artikel 8 an 
einen der im Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten 
Staaten ausliefert.


